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anzeige

nachrichten

IGöV kritisiert 
Fahrzeugbeschaffung

waldenBurG. Die interessen
gemeinschaft Öffentlicher Verkehr 
(igöV) möchte die Hardware der 
Waldenburgerbahn umkrempeln: 
Sie nennt die angekündigte 
 anschaffung von Spezialfahrzeugen 
einen «Schildbürgerstreich». Die 
igöV schlägt vielmehr die Beschaf
fung von TangoTrams vor – dies 
würde durch Synergieeffekte mit der 
BLT zu wesentlich günstigeren Kos
ten führen. Voraussetzung sei aber, 
dass die Waldenburgerbahn auf die 
übliche Meterspur wechselt. Für 
den Regierungsrat ist dies allerdings 
nur sehr langfristig eine Option,  
wie er in einem Bericht zur zukunft 
der Waldenburgerbahn schreibt, 
über den der Landrat kommenden 
 Donnerstag debattiert.

Verdeckte ermittlung 
soll möglich bleiben
lIestal. SVPLandrat Hanspeter 
Weibel will in der nächsten Woche 
im Kantonsparlament eine dringli
che Motion einreichen mit dem ziel, 
dass die Polizei mit verdeckter 
 ermittlung auch bei Vorbereitungs
handlungen für schwere Straftaten 
aktiv werden darf. Mit der einfüh
rung der neuen BundesStrafpro
zessordnung wird den ermittlern 
diese Möglichkeit anfang 2011 ge
nommen. Damit werde unter ande
rem verhindert, dass die Polizei in 
einschlägigen internetforen Pädo
phile überführen kann, wurde bis 
jetzt vor allem in zürich kritisiert. 

aargauer entscheiden 
über Campus-Kauf
aarau. Bei den neubauten für die 
Fachhochschule nordwestschweiz 
(FHnW) sind Finanzierungsfragen 
nicht nur in Muttenz ein Thema. im 
aargau wird nun das Volk entschei
den, ob der Kanton den zukünftigen 
Campus der FHnW in Windisch 
kauft. Das Referendum gegen den 
Kredit von 189,8 Millionen Franken 
ist mit 3740 gültigen Unterschriften 
zustande gekommen. Die abstim
mung findet am 13. Februar 2011 
statt. initiant des Referendums ist 
Willy Buchser, Vermieter von über 
50 Prozent der Räume der bisher in 
aarau liegenden Pädagogischen 
Hochschule. er würde den Kanton 
als Mieter an den Campus verlieren. 
Der grosse Rat hat im Juni 
 beschlossen, dass der Kanton den 
FHnWCampus kauft statt mietet.

Oberwil erhält einen neuen schulkomplex
Im Neubau finden der Kindergarten, die Primarschule und die Musikschule Platz

TiTuS villiger

das Primarschulhaus Hüsli-
matt wird an den Kanton ver-
kauft. Mit dem Erlös finan-
ziert die Gemeinde einen 
Kindergarten- und schul-
neubau an der sägestrasse.

Das Vorhaben ist alt: «Ich 
habe noch Ordner aus dem 
letzten Jahrtausend mit ersten 
Planungsspielen zu dem Pro-
jekt», sagte Gemeindepräsi-
dentin Lotti Stokar an der Ge-
meindeversammlung vom 
Donnerstag. Nun können die 
Ordner über die Oberwiler Pri-
marschule geschlossen wer-

den. Denn die Versammlung 
bewilligte den Verkauf des be-
stehenden Primarschulhauses 
Hüslimatt sowie einen Pla-
nungskredit von 1,3 Millionen 
Franken für den Neubau ein-
stimmig. Das neue Gebäude 
soll neben der Primarschule 
auch den Kindergarten und die 
Musikschule beherbergen. Die 
bestehende Musikschule ist 
ohnehin sanierungsbedürftig.

wIn-wIn. Möglich gemacht 
wurde das Geschäft durch das 
neue Bildungsgesetz: Der Kan-

ton wird die Sekundarschule 
Oberwil übernehmen. Diese 
verfügt schon heute über zu 
wenig Klassenzimmer. Deshalb 
hat die Gemeinde das Angebot 
bekommen, das auf dem glei-
chen Gelände liegende Primar-
schulhaus Hüslimatt für rund 
9,5 Millionen Franken an den 
Kanton zu verkaufen.

 «Es handelt sich um eine 
Win-win-Situation», sagte Ge-
meinderat Daniel Schafer an 
der Versammlung: Die Sekun-
darschule erhalte so die Mög-
lichkeit, wieder alle Schulräu-

me an einen Ort zu führen und 
Provisorien aufzulösen. Die 
Gemeinde hingegen erhalte 
das Geld, um den schon lange 
diskutierten Neubau der Pri-
marschule zu finanzieren. 

wettBewerB. Sanierungsbe-
dürftige Gebäude wie jenes der 
Musikschule Rebgarten könn-
ten aufgehoben, die Parzelle 
allenfalls verkauft werden. Vor 
der Gemeindeversammlung 
war das Geschäft unbestritten 
und wurde einstimmig gutge-
heissen. Trotzdem wird vorerst 

«noch gar nichts passieren», 
wie Schafer betonte: Die Ge-
meinde will erst eine verbindli-
che Zusicherung vom Kanton 
zum Kauf der Primarschule 
Hüslimatt. Der Mindestpreis 
bleibt bei 9,5 Millionen Fran-
ken. Erst dann wird ein Wett-
bewerb für das neue Gebäude 
ausgeschrieben.

Fest steht erst, dass das 
neue Schulhaus am Ort des 
Kindergartens an der Säge-
stras se gebaut werden und 
 einen Minergie-Standard er-
füllen soll.

stopp dem antennen-wildwuchs
Gelterkinden. Eine Kommission soll den Bau von Handymasten koordinieren

UlrIcH FrEI

nach den Protesten gegen Mobilfunk-
anlagen sind die Gemeindebehörden 
aktiv geworden. darum wurde an der 
Gemeindeversammlung ein antrag zu-
rückgezogen, der in die gleiche rich-
tung gezielt hätte. 

«Die Gemeinde regelt im Zonenregle-
ment, dass die heutige Anzahl Mobilfunk-
antennen im Siedlungsgebiet nicht über-
schritten wird.» So lautete der Antrag ei-
nes Stimmberechtigten, über den die Ge-
meindeversammlung am Donnerstag zu 
befinden hatte. Gleichzeitig wollte der An-
tragsteller auch die Sendeleistung auf 
heutigem Niveau einfrieren. 

BauGesuCH. Zwar besitzen 87 Prozent 
der Bevölkerung ein Handy. «Der Bau neu-
er Mobilfunkantennen führt aber häufig 
zu rechtlichen Auseinandersetzungen», 
stellte Gemeindepräsidentin Christine 
Mangold fest. Aktueller Anlass der Gelter-
kindner Kontroverse ist die Baueingabe 
eines Mobilfunkanbieters: Sunrise will auf 
dem Dach eines Mehrfamilienhauses an 
der Rickenbacherstrasse eine neue Hoch-
leistungsantenne erstellen. Schon im Feb-
ruar organisierten die Gegner eine De-
monstration dagegen. «Kein Strahlenmeer 
im Wohnquartier», skandierten sie an je-
nem Samstag (die BaZ berichtete).

Hans «Johnson» Buess, der Besitzer 
der Liegenschaft, bereut unterdessen, dass 
er vor drei Jahren den Vertrag mit dem Te-
lekomanbieter unterschrieben hat. «Ich 
will keinen meiner Freunde und Nachbarn 
zum Feind machen», hielt er fest.

Der Gemeinderat wollte den Antrag 
des Stimmberechtigten für nicht erheblich 
erklären lassen. Roland Laube begründete 
die Überlegungen mit dem übergeordne-
ten Bundesrecht. Umweltrechtlich moti-
vierte Ausschlussgebiete für Mobilfunkan-
tennen dürfen Kantone und Gemeinden 
nämlich nicht vorsehen. Ausnahmen be-
stehen lediglich bei Bedenken beim Denk-
mal-, Ortsbild- oder Landschaftsschutz. 
Auch dann müsse die Gemeinde den Nach-
weis erbringen, dass eine qualitativ gute 
Mobilfunkversorgung gewährleistet ist. 

Andererseits nimmt der Gemeinderat 
die Sorgen der Bevölkerung wahr. Er un-
terstützt das Ansinnen des Antragstellers, 
den Wildwuchs bei Mobilfunkantennen 
einzudämmen. «Wir wollen den Verhand-
lungsspielraum ausnutzen», sagte Laube. 
Dieser sei aber bescheiden. Schon seit Län-
gerem bewilligen die Behörden auf ge-
meindeeigenen Parzellen keine Mobil-
funkanlagen mehr. Diese Praxis will der 
Gemeinderat weiterführen. Zudem wird 
eine Kommission eingesetzt, die sich dem 
Thema annimmt.

sKePsIs. Aus der Versammlung war je-
doch Skepsis spürbar, wie die Diskussion 
zeigte. Das Bauinspektorat bewillige eine 
neue Mobilfunkanlage erst, wenn alle 
rechtlichen Zweifel ausgeräumt sind, ver-
suchte die Gemeindepräsidentin zu be-
schwichtigen. Dies verschaffe der neuen 
Kommission Luft, sich vertieft mit dem 
Problem zu befassen. Der Stimmbürger 
zog seinen Antrag daraufhin zurück. 

«Kein strahlenmeer». Die Proteste gegen eine geplante Mobilfunkantenne 
haben die Behörden zum Handeln bewegt. Foto Ulrich Frei
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